Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 1651 


Erster Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Verteidigung 
(5. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Dritten Gesetzes zur Änderung des Soldatengesetzes 

— Drucksache 1424 — 


A. Bericht des Abgeordneten Merten 


Der Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung 
des Soldatengesetzes wurde in der 95. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 20. Januar 1960 an den 
Ausschuß für Verteidigung überwiesen. 

Der Ausschuß hat den Entwurf in seiner Sitzung 
am 28. Januar 1960 beraten und der vom Ausschuß 
nur geringfügig geänderten Fassung einmütig zu- 
gestimmt. 

Auf Wunsch des Senats des Landes Berlin hat 
der Ausschuß in seiner Sitzung vom 18. Februar 
1960 die Bestimmungen des Gesetzes, die das Be- 
amtenrechtsrahmengesetz und das Bundesbesol- 
dungsgesetz betreffen, aus dem Entwurf eines Dritten 
Gesetzes zur Änderung des Soldatengesetzes her- 
ausgenommen, in einem neuen Gesetz zusammen- 
gefaßt — Drucksache 1652 — und mit einer Berlin- 
Klausel versehen. 

Im einzelnen ist zu bemerken: 

1. In § 40 Abs. 1 Nr. 1 sieht der Entwurf vor, daß 
Soldaten auf Zeit nicht über das 35. Lebensjahr hin- 
aus verpflichtet werden können. Der Ausschuß hat 
sich aus Zweckmäßigkeitsgründen für eine Erhö- 
hung dieser Begrenzung auf das 40. Lebensjahr 
entschieden. 

2. Der Ausschuß hat zur Vereinfachung des kom- 
plizierten Wortlauts der Ernennungsurkunde in § 41 


Abs. 1 Nr. 1 beschlossen, durch Hinzufügen eines 
Satzes einen wesentlich kürzeren Wortlaut zu er- 
möglichen. 

3. Bei dem unverändert angenommenen § 41 Abs. 4 
handelt es sich darum, daß mehrere Ernennungen 
in einer einzigen Urkunde zusammengefaßt werden 
können. 

4. § 46 Abs. 3 Satz 1 des Entwurfs sieht vor, daß 
ein Berufsoffizier — abgesehen von Härtefällen — 
erst nach dem sechsten Dienstjahr seine Entlassung 
verlangen kann, über den Grundsatz, daß die ho- 
hen Kosten der Ausbildung nicht ein unbegründetes 
und zu einem beliebigen Zeitpunkt erfolgendes 
Entlassungsverlangen erlauben, bestand Einmütig- 
keit, ebenfalls darüber, daß möglichst eine Anpas- 
sung an die bereits bestehende entsprechende Re- 
gelung für die Soldaten auf Zeit erfolgen soll (§ 55 
des Gesetzes über die Rechtsstellung der Soldaten 
vom 19. März 1956 — BGBl. I S. 114). Der Antrag 
einer Minderheit, eine Begrenzung nur auf drei 
Jahre vorzunehmen, wurde von der Mehrheit abge- 
lehnt. 

5. In § 60 erfolgte eine sich aus Nr. 1 ergebende 
redaktionelle Berichtigung, 

6. In § 71 wurde die Ermächtigung der Bundes- 
regierung, in gewissen Fällen die Dienstzeit zu 
verkürzen, von fünf auf zehn Jahre verlängert; der 
Entwurf sah nur sieben Jahre vor. 


Bonn, den 26. Februar 1960 


Merten 

Berichterstatter 


Druck: Bonner Universdtfits-Budidruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestraße 54, Telefon 3551 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 1424 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 18. Februar 1960 


Der Ausschuß für Verteidigung 
Dr. Jaeger Merten 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammen Stellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Dritten Gesetzes zur Änderung des Soldatengesetzes 

— Drucksache 1424 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Verteidigung 

(5. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung 
des Soldatengesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über die Rechtsstellung der Soldaten 
vom 19. März 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 114) in der 
Fassung des Gesetzes zur Änderung des Soldaten- 
gesetzes und des Besoldungsangleichungsgesetzes 
für den Bundesgrenzschutz vom 20. Dezember 1956 
(Bundesgesetzbl. I S. 925), des Soldatenversorgungs- 
gesetzes vom 26. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I 
S. 785), des Bundesbesoldungsgesetzes vom 27. Juli 
1957 (Bundesgesetzbl. I S. 993) und des Zweiten Ge- 
setzes zur Änderung des Soldatengesetzes vom 
5. Dezember 1958 (Bundesgesetzbl. I S. 898) wird 
wie folgt geändert: 

1. § 24 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Hat er seine Dienstpflicht in Ausübung von 
Hoheitsbefugnissen, im Ausbildungsdienst oder 
im Einsatz verletzt, so hat er den Schaden nur 
insoweit zu ersetzen, als ihm Vorsatz oder 
grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt." 

2. In § 30 Abs. 2 wird hinter „§§ 84, 86, 87" ein 
Komma gesetzt und „§ 87a" eingefügt. 

3. § 40 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) In das Dienstverhältnis eines Soldaten 
auf Zeit können berufen werden 

1. Ungediente, Mannschaften und Unter- 
offiziere bis zu einer Dienstzeit von 
insgesamt zwölf Jahren, jedoch nicht 
über das 35. Lebensjahr hinaus, 

2. Offiziere bis zu einer Dienstzeit von 
insgesamt zwölf Jahren, 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 


Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung 
des Soldatengesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 


Artikel 1 

Das Gesetz über die Rechtsstellung der Soldaten 
vom 19. März 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 114) in der 
Fassung des Gesetzes zur Änderung des Soldaten- 
gesetzes und des Besoldungsangleichungsgesetzes 
für den Bundesgrenzschutz vom 20. Dezember 1956 
(Bundesgesetzbl. I S. 925), des Soldatenversorgungs- 
gesetzes vom 26. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I 
S. 785), des Bundesbesoldungsgesetzes vom 27. Juli 
1957 (Bundesgesetzbl. I S. 993) und des Zweiten Ge- 
setzes zur Änderung des Soldatengesetzes vom 
5. Dezember 1958 (Bundesgesetzbl. I S. 898) wird 
wie folgt geändert: 

1. unverändert 


2. unverändert 

3. § 40 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) In das Dienstverhältnis eines Soldaten 
auf Zeit können berufen werden 

1. Ungediente, Mannschaften und Unter- 
offiziere bis zu einer Dienstzeit von 
insgesamt zwölf Jahren, jedoch nicht 
über das 40 . Lebensjahr hinaus, 

2. unverändert 
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Entwurf 

3. Offizierbewerber bis zum Abschluß 
des für sie vorgesehenen Ausbil- 
dungsganges oder für eine fest 
bestimmte Zeit von mindestens drei 
Jahren." 

4. § 41 wird durch folgenden neuen Absatz 4 er- 
gänzt: 


„ (4) Die Ernennungen mehrerer Soldaten kön- 
nen in einer Urkunde verfügt werden. An die 
Stelle der Aushändigung der Ernennungsur- 
kunde tritt die Aushändigung einer Ausferti- 
gung des Teils der Urkunde, der sich auf den 
Soldaten bezieht." 

5. § 42 erhält folgende Fassung: 

„§ 42 

(1) Die Beförderung eines Berufssoldaten 
und eines Soldaten auf Zeit wird in einer Er- 
nennungsurkunde verfügt, in der die Bezeich- 
nung des höheren Dienstgrades enthalten sein 
muß. Die Beförderungen mehrerer Soldaten 
können in einer Urkunde verfügt werden. 

(2) Die Beförderung zu einem Mannschafts- 
dienstgrad wird mit der dienstlichen Bekannt- 
gabe an den zu Ernennenden, jedoch nicht vor 
dem in der Ernennungsurkunde bestimmten 
Tage wirksam. Dem Soldaten ist der Tag der 
dienstlichen Bekanntgabe seiner Beförderung 
zu bescheinigen. 

(3) Für die Beförderung zum Unteroffizier und 
zu höheren Dienstgraden gilt § 41 Abs. 2 und, 
wenn die Beförderung mehrerer Soldaten in 
einer Urkunde verfügt wird, § 41 Abs. 4 Satz 2 
entsprechend. In Ausnahmefällen, insbesondere 
bei Aufenthalt des zu Befördernden außerhalb 
des Bundesgebietes, kann die ernennende Stelle 
die dienstliche Bekanntgabe der Beförderung 
anordnen. Insoweit gilt Absatz 2 entsprechend 
mit der Maßgabe, daß dem Soldaten die Ur- 
kunde oder die Ausfertigung alsbald auszuhän- 
digen ist." 

6. § 46 Abs. 3 Satz 1 wird durch folgenden Satz 
ersetzt: 

„Der Berufssoldat kann jederzeit seine Entlas- 
sung verlangen, der Berufsoffizier bis zum 
Ende des sechsten Dienstjahres als Offizier je- 
doch nur, wenn das Verbleiben im Dienst für 
ihn wegen persönlicher, insbesondere häus- 
licher, beruflicher oder wirtschaftlicher Gründe, 
eine besondere Härte bedeuten würde." 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 
3. unverändert 


4. § 41 wird wie folgt ergänzt: 

a) Absatz 1 wird folgender Satz 3 angefügt: 
„Anstelle der Worte r unter Berufung' kön- 
nen die Worte ,ich berufe' verwendet wer- 
den." 

b) Folgender neuer Absatz 4 wird angefügt: 

„(4) Die Ernennungen mehrerer Soldaten 
können in einer Urkunde verfügt werden. 
An die Stelle der Aushändigung der Ernen- 
nungsurkunde tritt die Aushändigung einer 
Ausfertigung des Teils der Urkunde, der 
sich auf den Soldaten bezieht. " 

5. unverändert 


6. unverändert 
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Entwurf 

7. In § 47 Abs. 3 werden hinter den Worten „der 
Bundesminister für Verteidigung" folgende 
Worte eingefügt: 

„oder die Stelle, der die Ausübung der Befug- 
nis zur Entlassung übertragen worden ist,". 

8. § 55 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Ein Offizieranwärter soll entlassen wer- 
den, wenn sich herausstellt, daß er sich nicht 
zum Offizier eignen wird. Ist er als Unteroffi- 
zier zur Laufbahn der Offiziere zugelassen wor- 
den, so wird er nicht entlassen, sondern in seine 
frühere Laufbahn zurückgeführt." 

9. § 59 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Für Klagen der Soldaten, der Soldaten 
im Ruhestande, der früheren Soldaten und der 
Hinterbliebenen aus dem Wehrdienstverhältnis 
ist der Verwaltungsrechtsweg gegeben, soweit 
nicht ein anderer Rechtsweg gesetzlich vorge- 
schrieben ist." 

10. § 60 wird wie folgt geändert: 

In Absatz 4 wird die Zahl „32" durch die Zahl 
„35" ersetzt. 

11. In § 61 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Die Entlassung hat dieselben Folgen wie eine 
Entlassung nach § 46 Abs. 2 Nr. 3." 

12. §§ 62, 64 und 65 werden aufgehoben. 

13. § 71 erhält folgende Fassung: 

„§ 71 

In der Rechtsverordnung nach § 27 Abs. 1 
kann für die Dauer von sieben Jahren nach In- 
krafttreten dieses Gesetzes bestimmt werden, 
daß die Dienstzeit nach § 27 Abs. 2 Nr. 2 Buch- 
stabe b bis auf achtzehn Monate verkürzt wird." 


14. In § 72 Abs. 1 wird hinter dem Wortlaut der 
Nummer 4 das Komma durch einen Punkt er- 
setzt. Nummer 5 wird gestrichen. 

Artikel 2 

Das Rahmengesetz zur Vereinheitlichung des Be- 
amtenrechts vom 1. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I 
S. 667) wird wie folgt geändert: 

§ 125 erhält folgenden neuen Absatz 2: 

„(2) Absatz 1 Satz 2 gilt nicht, wenn ein Soldat auf 
Zeit zum Beamten auf Widerruf im Vorbereitungs- 
dienst ernannt wird." 

Artikel 3 

Das Gesetz tritt am in Kraft. 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 
7. unverändert 


8. unverändert 


9. unverändert 


10. § 60 wird wie folgt geändert: 

In Absatz 4 wird die Zahl „32" durch die Zahl 
„40" ersetzt. 

11. unverändert 


12. unverändert 

13. § 71 erhält folgende Fassung: 

„§ 71 

In der Rechtsverordnung nach § 27 Abs. 1 kann 
für die Dauer von zehn Jahren nach Inkraft- 
treten dieses Gesetzes bestimmt werden, daß 
die Dienstzeit nach § 27 Abs. 2 Nr. 2 Buch- 
stabe b bis auf achtzehn Monate verkürzt 
wird. " 

14. unverändert 


entfällt hier 

(siehe Zusammenstellung des Zweiten Schriftlichen Be- 
richts über den von der Bundesregierung eingebrachten 
Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Sol- 
datengesetzes — Drucksache 1652) 


Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am 1. April 1960 in Kraft. 
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